
Bayerisches Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege 

München, 11 .03.2020 . 

Allgemeinverfügung des StMGP zum Verbot von Veranstaltungen mit mehr 
als 1000 Teilnehmern 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit ver­

breitet. Es muss alles dafür getan werden, eine weitere Ausbreitung zu ver­

hindern. 

Auf Grund der Zuständigkeit für bayernweit anzuordnende Maßnahmen des 

Infektionsschutzes nach§ 54 Infektionsschutzgesetz (lfSG) in Verbindung 

mit § 65 Satz 2 Nr. 2 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) sowie § 28 Abs. 

1 Satz 2 lfSG ergeht folgende 

Allgemeinverfügung 

1. Veranstaltungen mit mehr als 1000 Teilnehmern werden landesweit 

untersagt. 

2. Die Anordnung tritt in Kraft mit Wirkung ab 11 .03.2020, 12:00 Uhr, 

und gilt bis einschließlich 19.04.2020. 

3. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 1 ent­

haltene Anordnung gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1; Abs. 3 lfSG wird hinge­

wiesen. 
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Begründung 

Zu Ziffer 1: 

.• 

Nach § 28 A~s. 1 Satz 2 lfSG kann die zuständige Behörde Veranstaltun-

gen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten, 

wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus­

scheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, 

krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Ver­

hinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des 

§ 2 Nr. 1 lfSG, der sich in Bayern derzeit stark verbreitet. In allen Regie­

rungsbezirken wurden bereits Krankheits- und Ansteckungsverdächtige 

festgestellt. 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 über 

Tröpfchen, z.B. durch Husten, Niesen, und durch teils mild erkrankte oder 

auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragungen von 

Mensch-zu-Mensch kommen. 

Das Verbot von Großveranstaltungen mit mehr als 1000 Teilnehmern dient 

insbesondere dem Zweck, eine Ausbreitung von COVID-19 zeitlich und 

räumlich zu verlangsamen und in der gegenwärtigen Lage insbesondere 

von der noch a_nhaltenden lnfluenzawelle zu entkoppeln. Eine zeitlich lang­

samere Ausbreitung hat den Vorteil, dass die medizinischen Versorgungs­

systeme über e_inen größeren Zeitraum in Anspruch genommen werden 

und die punktuelle Belastung geringer bzw. eine Überlastung vermieden 

wird. 

Bei Veranstaltungen mit mehr als 1000 Teilnehmern ist davon auszugehen, 

dass die folgenden, eine Weiterverbreitung von COVID-19 begünstigenden 
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Sachverhalte in stärkerem Maße vorliegen als bei kleineren Veranstaltun­

gen: 

• räumliche Nähe der Teilnehmer. 

• überregionale Auswirkungen auf die Verbreitung von COVID-19, da 

mehr Menschen aus Nachbarregionen, anderen Bundesländern oder 

mit internationaler Herkunft die Veranstaltung besuchen. Dies hat 

sowohl Auswirkungen auf einen möglichen Eintrag von Erkrankun­

gen in eine Region als auch auf die Weiterverbreitung über regionale 

Grenzen hinaus. 

• Eine Kontaktpersonennachverfolgung und daraus folgende Contain­

mentmaßnahmen sind für den Fall, dass ein Teilnehmer im Nach­

hinein positiv auf SARS-CoV-2 getestet wird , nicht bzw. schlechter 

möglich. 

• Es ist wahrscheinlicher, dass Personen aus Krankenversorgung, Öf­

fentlichem Gesundheitsdienst sowie Innerer Sicherheit und Ordnung 

unter den Teilnehmern sind, die es besonders zu schützen gilt. Das­

selbe gilt für Risikopersonen, zumindest für höhere Altersgruppen. 

Hygiene-Maßnahmen, die das Risiko einer Ausbreitung von SARS-CoV-2 

einschränken, können die Risiken bei solch großen Ver~nstaltungen nicht 

ausreichend senken. 

Unter-Berücksichtigung dieser Faktoren ist die zeitlich befristete Verbotsan­

ordnung verhältnismäßig und gerechtfertigt, um der vorrangigen ·Gesund­

heitssicherheit der Bevölkerung (Art. 2 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz) Rechnung 

zu tragen. 

Zu Ziffer 2: 

Die Anordnung tritt am 11.03.2020, 12:00 Uhr, in Kraft. Aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit ist sie bis einschließlich 19.04.2020 befristet. Zu die­

sem Zeitpunkt wird eine erneute Risikoeinschätzung stattfinden. 
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Die Anordnung ist gemäß§ 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 lfSG sofort voll­

ziehbar. 

Zu Ziffer 3: 

Die in Ziffer 1 enthaltene Anordnung findet ihre Grundlage in § 28 Abs. 1 

Satz 2 lfSG. Zuwiderhandlungen sind daher strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 

1, Abs. 3 lfSG. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ih­

rer Bekanntgabe Klage beim örtlich zuständigen Bayerischen Verwal­

tungsgericht schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge­

schäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form erhoben werden. 

Örtlich zuständig ist das Bayerische Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk 

der Kläger seinen Sitz oder Wohnsitz h~t: 

Regierungsbezirk Oberbayern: 

Verwaltungsgericht München. in 80335 München, Bayerstraße 30, 

Regierungsbezirke Niederbayern und Oberpfalz: 

Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, Haidplatz 1, 

Regierungsbezirk Oberfranken: 

Verwaltungsgericht Bayreuth in 95444 Bayreuth, Friedrichstraße 16, 

Regierungsbezirk Unterfranken: 

. Verwaltungsgericht Würzburg in 97082 Würzburg, Burkarderstraße 26, 
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Regierungsbezirk Mittelfranken: 

Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 Ansbach, Promenade 24-28, 

Regierungsbezirk Schwaben: 

Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4. 

Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwal­

tungsgericht München in 80335 München, Bayerstraße 30, örtlich zustän­

dig. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 

Gegenstand des Klagebegehreris bezeichnen und soll einen bestimmten 

Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis­

mittel sollen angegeben, die angefochtene Allgemeinverfügung soll in Ab­

schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abs~hrif­

ten für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Gegen Verwaltungsakte des Bayerischen Staatsministeriums für Gesund­

heit und Pflege ist ein Widerspruchsverfahren nicht vorgesehen. Durch die 

Einlegung eines Widerspruchs wird die Klagefrist nicht gewahrt. 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelas­

sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen. 

Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 

entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge­

richtsbarkeit (www.vhg.bavern.de). 

- Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich­

ten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
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Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Ruth Nowak 
Ministerialdirektorin 

-6-



.. 

Werden nun (Groß-) Veranstaltungen abgesagt? 

Der Gemeinsame Krisenstab BMI/BMG hat in seiner Sitzung am 28.02.20 die 

Prinzipien des Robert Koch-Instituts (RKI) zur Risikobewertung von 

Großveranstaltungen als bundesweit einheitliche Leitlinien beschlossen. Er empfiehlt, 

diese Kriterien unverzüglich bei der Risikobewertung zu berücksichtigen. Der 

Krisenstab ist der Auffassung, dass bei Anwendung dieser Prinzipien unmittelbar 

bevorstehende internationale Großveranstaltungen abgesagt werden sollten. Die 

Internationale Tourismusbörse (1TB} in Berlin ist daraufhin abgesagt worden. 

Die Zuständigkei_t für die konkrete Genehmigung oder Absage einer Veranstaltung 

liegt bei den örtlichen Behörden, die die Situation vor Ort und die Veranstaltung an 

sich am besten beurteilen können. Dies gilt auch für Sportveranstaltungen. 

Hinsichtlich der Fußballspiele der Profiligen stehen die Länder in engem Kontakt mit 
( 

der Deutschen Fußball-Liga (DFL}. 
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Empfehlungen des Robert Koch Instituts (RKI) zur Bewertung von 
Großveranstaltungen 

• Allgemeine Prinzipien der Risikoeinschätzung und Handlungsempfehlung für Großveraustaltungen 

Massenveranstaltungen können dazu beitragen, das Virus schneller zu verbreiten. Daher kann je nach Einzelfall das 
Absagen, Verschieben oder die Umorganisation von Massenveranstaltungen gerechtfertigt sein, um der vorrangigen 
Gesundheitssicherheit der Bevölkerung Rechnung zu tragen. 

Übertragungswege SARS-CoV-2 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen.oder teils mild 
erkrankte oder auch asymptomatiscb infizierte Personen kann es zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 
Auch Übertragungen durch Schmierinfektionen sind beschrieben, betreffen allerdings nur einen kleinen Teil der Fälle. 
Übertragungen kommen im privaten und beruflichen Umfeld, aber auch bei größeren Veranstaltungen vor. Größere 
Ausbrüche wurden in Zusammenhang mit Konferenzen (Singapur), Reisegruppen, Gottesdiensten (Südkorea) oder auch 
Karnevalsveranstaltungen (Deutschland) beschrieben. Auf Messen, Kongressen oder größeren Veranstaltungen kann es 
unter ungünstigen Bedingungen zu einer Übertragung auf viele Personen kommen. 
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Die Risiken sind nicht bei allen Veranstaltungen gleich groß, daher sollten die jeweils Verantwortlichen in einem 
vorstrukturierten ,Risikomanagementprozess eine sorgfaltige Abwägung der konkreten Maßnahmen treffen. Hierbei 
können die folgenden Kriterien mit einbezogen werden: 

Faktoren, die Übertragungen _SARS-CoV-2 begünstigen 

Das,Risiko von großen und oder schwer verlaufenden COVID-19 Ausbrüchen nach einer Übertragung von SARS-CoV-2 
bei einer Veranstaltung hängt von der Zusammensetzung der Teilnehmer, Art und Typ der Veranstaltung sowie 
Möglichkeiten der Kontrolle im Falle eines Ausbruches zusammen. 

Ein höheres Risiko kann basierend auf folgenden Kriterien angenommen werden bei: 

1. Eher risikogeneigter Zusammensetzung der Teilnehmer 

• Kommt eine größere Anzahl von Menschen zusammen, hohe Dichte? 
• Nehmen Menschen aus Regionen mit gehäuftem Auftreten von COVID-19-Fällen teil? 
• Nehmen Menschen aus anderen bekannten Risikogebieten teil? 

Nehmen Menschen mit akuten respiratorischen Symptomen teil? 
• Nehmen ältere Menschen bzw. Menschen mit Grunderkrankungen teil? 

2. Eher risikogeneigter Art der Veranstaltung 

• Hohe Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten? 
• Enge Interaktion zwischen den Teilnehmenden (z.B. Tanzen)? 
• Lange Dauer der Veranstaltungen? 
• Keine zentrale Registrierung der Teilnehmenden 

3. Eher risikogeneigter Ort der Veranstaltung und Durchführung 

• Sind bereits Infektionen in der Region der Veranstaltung aufgetreten? 
• Gegebenheiten der Örtlichkeit: Indoor-Veranstaltungen, begrenzte Räumlichkeiten, 

schlechte Belüftung der Räume ? 
• Begrenzte Möglichkeiten/ Angebote zur ausreichenden Desinfektion von Teilnehmern? 
; Bereitschaft des Veranstalters zur Kooperation und Umsetzung von Maßnahmen. 

Hinweise zur operativen Umsetzung 

Eine enge Abstimmung zwischen Veranstaltern und Gesundheitsbehörden vorort ist nötig in der Planungsphase, Phase 
der Durchführung der Veranstaltung und Phase nach der Veranstaltung, u.a .. mit Teilen der Erreichbarkeitsdaten (24/7) 
und Etablierung von Kommunikationskanälen. 

Mögliche Maßnahmen 

Die Zuständigkeit zur Veranlassung von Maßnahmen für Veranstaltungen obliegt den Veranstaltern sowie den lokalen 
Behörden vor Ort. Grundsätzlich ist möglich, die Veranstaltung durchzuführen, unter Auflagen zu erlauben, das Format 
anzupassen, aber auch die Verschiebung oder Streichung der Veranstaltung sind möglich. 

Folgende Maßnahmen könnten getroffen werden, um das Risiko einer Übertragung 
und großer bzw. schwerer Folgeausbrüche zu verringern: 

• Eine dem Infektionsrisiko angemessene Belüftung des Veranstaltungsortes 
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• Aktive Information der Teilnehmer und Teilnehmerinnen über allgemeine Maßnahmen des Infektionsschutzes wie 
Händehygiene, Abstand halten oder Husten- und Schnupfenhygiene 

• Teilnehmerzahl begrenzen bzw. reduzieren 
• Ausschluss von Personen mit akuten respiratorischen Symptomen 
• Eingangsscreening auf Risikoexposition und/oder Symptome 
• Auf enge Interaktion der Teilnehmenden verzichten 
• Veranstaltung verschieben oder je nach weiterer Entwicklung absagen. 

Auf Messen, Kongressen oder größeren Veranstaltungen ist Möglichkeit der Rückverfolgbarkeit von Kontaktpersonen 
extrem schwierig und es kann unter ungünstigen Bedingungen zu einer Übertragung auf viele Personen kommen. In die 
Abwägung sollte daher mit einbezogen werden, ob Schwierigkeit der schnellen Kontaktpersonenermittlung im Falle eines 
Ausbruchs zu erwarten sind. 

© Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 2020 



Verordnung zur Änderung der Verordnung der Stadt Landshut 
über die Ladenschlusszeiten 

an den Sonntagen, 29.03.2020 
und 04.10.2020 

vom ... 

Die Stadt Landshut erlässt aufgrund des § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den 
Ladenschluss (LadSchlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 2003 
(BGBI I S. 744), zuletzt geändert durch Art. 430 Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBI I S. 1474), § 11 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von 
Rechtsverordnungen (DelV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28 . Januar 
2014 (GVBI S. 22) , zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Januar 2020 (GVBI 

S. 11 ), und Art. 42 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS 2011-2-1) , zuletzt 
geändert durch § 5 Abs. 1 Gesetz vom 23. Dezember 2019 (GVBI S. 737), folgende 

V e r o r d n u n g: 

§1 

§ 1 Satz 1 der Verordnung der Stadt Landshut über die Ladenschlusszeiten an den 
Sonntagen , 29.03.2020 und 04.10.2020 vom 09.01.2020 (ABIS. 8) erhält folgende 
neue Fassung : 

„Abweichend von § 3 Abs. 1 Nr. 1 LadSchlG dürfen aus Anlass 

einer „Herbstkirta" 
im Industriegebiet-Nord 

und eines „Herbstmarktes" 
im Gewerbegebiet-West/Münchnerau 

am Sonntag, dem 04.10.2020 

in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr 

im „Industriegebiet-Nord" sowie Im „Gewerbegebiet-West/Münchnerau" die 
Verkaufsstellen für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden geöffnet sein." 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt 
Landshut in Kraft. 

Landshut, den ... 
STADT LANDSHUT 

Alexander Putz 
Oberbürgermeister 


